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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 
— Drucksache 10/1423 — 

Entschließung zum Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Union 


zu dem Elften Bericht und Empfehlung der Europa-Kommission 

— Drucksache 10/5271 — 

zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 

— Drucksache 10/1423 — 

Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Union 


zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 
— Drucksache 11/594 — 

Entschließung zur Strategie des Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Gründung der 
Europäischen Union 


zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 
— Drucksache 10/6454 — 

Entschließung zu den Verfahren für die Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Akte in 
den nationalen Parlamenten und zur Verwirklichung der Europäischen Union 


A. Problem 

Der vom Europäischen Parlament (EP) am 14. Februar 1984 verab- 
schiedete Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäi- 
schen Union — Drucksache 10/1423 — ist den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten zur Stellungnahme zugegangen, ln einer Ent- 
schließung vom 23. Oktober 1986 — Drucksache 10/6454 — hat 
das EP die Erwartung ausgedrückt, die nationalen Parlamente soll- 
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ten anläßlich der Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen 
Akte (EEA) die Überzeugung zum Ausdruck bringen, daß die EEA 
von der Verwirklichung der Europäischen Union noch weit ent- 
fernt sei und daß das demokratisch-parlamentarische Prinzip in der 
Gemeinschaft gestärkt werden müsse. Das EP hat in einer Ent- 
schließung vom 2. Juli 1987 — Drucksache 11/594 — seine Strate- 
gie zur Gründung der Europäischen Union dargelegt. Nach seiner 
Auffassung soll das EP vom Europäischen Rat oder den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten beauftragt werden, auf der Grundlage des 
Vertragsentwurfes und gestützt auf die Erfahrungen mit der An- 
wendung der EEA und auf die Stellungnahmen der Parlamente der 
Mitghedstaaten, einen ratifizierungsfähigen Entwurf eines Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Union zu erarbeiten. 

Der Deutsche Bundestag hat in der 10. Wahlperiode die erbetene 
Stellungnahme nicht abgegeben. Die Empfehlung, die die Europa- 
Kommission des Deutschen Bundestages zu dem Vertragsentwurf 
beschlossen hat — Drucksache 10/5271 — ist ebenfalls nicht ab- 
schüeßend beraten worden. 


B. Lösung 

Die Bemühungen des EP um die Errichtung einer Europäischen 
Union als Ziel der Einigungsbestrebungen sind nachdrücklich zu 
unterstützen. Die Reform der Gründungsverträge der Gemein- 
schaft durch die EEA, die als Ergebnis des Vertragsentwurfes zu 
begrüßen ist, kann nur als ein Schritt auf dem Wege zur Europäi- 
schen Union angesehen werden. Insbesondere hat das parlamen- 
tarisch-demokratische Prinzip nicht die erforderliche Stärkung er- 
fahren. Dem EP ist der Auftrag zu erteilen, einen ratifizierungsfä- 
higen Vertragsentwurf zur Gründung der Europäischen Union zu 
erarbeiten. Die vom EP erbetene Kritik zu konkreten Punkten des 
Vertragsentwurfes ist in dem Elften Bericht und der Empfehlung 
der Europa-Kommission des Deutschen Bundestages enthalten. 
Durch die Einbeziehung der Minderheitsmeinung in den Bericht 
wird ein weiterhin gültiges Bild des Meinungsstandes des Deut- 
schen Bundestages wiedergegeben, das auch durch die Erfahrun- 
gen mit der Anwendung der EEA nichts von seiner Substanz ver- 
loren hat. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag sieht unverändert die Einigung Europas als den histori- 
schen Auftrag der europäischen Völker. Sein Ziel ist die Errichtung einer Europäi- 
schen Union, in der die europäischen Völker in gesicherter freiheitiicher demokra- 
tischer Ordnung ihre soziale und wirtschaftliche Stabihtät gestalten und ihren Bei- 
trag zu einem dauerhaften Frieden in der Welt leisten können. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den Fortschritt, den der europäische Einigungs- 
prozeß durch die Einheitliche Europäische Akte erfahren hat. Er wird seinen Beitrag 
dazu leisten, daß die durch die Einheitiiche Europäische Akte gesetzten Ziele 
erreicht werden. Er stellt jedoch fest, daß die Einheitiiche Europäische Akte nur 
Lösungen für einzelne Probleme durch entsprechende Änderungen der Gründungs- 
verträge bietet und deshalb nur ein Schritt auf dem Wege zu einer Europäischen 
Union ist. Er bekräftigt seine Auffassung, daß beim nächsten Schritt zur politischen 
Union Europas auch die Rechte des Europäischen Parlaments gestärkt werden müs- 
sen. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die nachdrücklichen Bemühungen des Euro- 
päischen Parlaments, die weiter gesteckten Ziele einer Europäischen Union zu errei- 
chen und den Übergang rechtzeitig vorzubereiten. Er sieht in dem am 14. Februar 
1984 vom Europäischen Parlament angenommenen Entwurf eines Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Union, der der entscheidende Anstoß für den Abschluß 
der Einheitiichen Europäischen Akte war, eine geeignete Ausgangsbasis für den 
weiteren Einigungsprozeß. Er macht sich den Stand der Meinungsbildung zu eigen, 
wie er in der von der Europa-Kommission des 10. Deutschen Bundestages am 
12. März 1986 beschlossenen Empfehlung zu diesem Entwurf zusammen mit der 
dort wiedergegebenen Minderheitsmeinung (Drucksache 10/5271) zum Ausdruck 
kommt. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die vom Europäischen Parlament am 17. Juni 
1987 beschlossene Entschließung zur Strategie des Europäischen Parlaments im 
Hinblick auf die Gründung der Europäischen Union (Drucksache 11/594), Er fordert 
die Bundesregierung auf, die erforderlichen Initiativen in den europäischen Institu- 
tionen zu ergreifen, die das Europäische Parlament in die Lage versetzen sollen, im 
Aufträge des Europäischen Rates und der Regierungen der Mitghedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft unter Mitwirkung der anderen Gemeinschaftsorgane 
einen Entwurf für eine Europäische Union auszuarbeiten, der den Mitghedstaaten 
der Gemeinschaft zur Ratifizierung vorgelegt werden kann. 


Berhn, den 8. Juni 1988 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Stercken 

Vogel (Ennepetal) 

Brück 

Dr. Feldmann 

Dr. Lippelt (Hannover) 

Vorsitzender 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Brück, Dr. Feldmann, 
Dr. Lippelt (Hannover) 


I. 

1. Die Unterrichtung durch das Europäische Parla- 
ment über die Entschließung zum Entwurf eines 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Union 
vom 14. Februar 1984 — Drucksache 10/1423 — 
wurde vom Deutschen Bundestag auf seiner 
74. Sitzung am 7. Juni 1984 und erneut auf seiner 
30. Sitzung am 8. Oktober 1987 mit Drucksa- 
che 11/883 Nr. 4 zur federführenden Beratung an 
den Auswärtigen Ausschuß und zur Mitberatung 
an folgende Ausschüsse überwiesen (Daten der 
Abgabe der Stellungnahme bzw. der Bestätigung 
der Stellungnahmen aus der 10. Wahlperiode): 

Innenausschuß (11. November 1987) 

Rechtsausschuß (8. Juni 1988) 

Finanzausschuß (4. November 1987) 

Haushaltsausschuß (16. Oktober 1987) 

Ausschuß für Wirtschaft (24. Februar 1988) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (9. Dezember 1987) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

(4. November 1987) 
Ausschuß für Verkehr (8. Oktober 1987) 

Ausschuß für Jugend, Famihe, Frauen und Ge- 
sundheit (23. Februar 1988) 

Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 

(12. November 1987) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

(7. Dezember 1987) 

Ausschuß für wirtschafthche Zusammenarbeit 

(9. Dezember 1987) 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

(12. November 1987) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit (11. November 1987) 

Der Innenausschuß und der Ausschuß für For- 
schung und Technologie haben empfohlen, die 
Vorlage zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung und der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit haben die Kenntnisnahme 
der Vorlage empfohlen. Der Ausschuß für Jugend, 
Famihe, Frauen und Gesundheit hat die Vorlage 
begrüßt und die Hoffnung ausgesprochen, daß die 
Intentionen des Europäischen Parlaments bald ver- 
wirklicht werden. 

Die übrigen mitberatenden Ausschüsse haben ein- 
gehende und zum Teil sehr umfangreiche Empfeh- 
lungen abgegeben, die diesem Bericht als Anlagen 
in folgender Reihenfolge beigefügt sind: 

Finanzausschuß Anlage 1 

Haushaltsausschuß Anlage 2 

Ausschuß für Wirtschaft Anlage 3 


Ausschuß für Verkehr Anlage 4 

Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 

Anlage 5 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Anlage 6 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Anlage 7 

Rechtsausschuß Anlage 8 

Der Finanzausschuß, der Haushaltsausschuß und 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung haben 
in ihren Stellungnahmen darauf hingewiesen, daß 
sie sich in ihren Beratungen mit der Stellungnahme 
der Fraktion der SPD zum Entwurf eines Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Union auseinan- 
dergesetzt haben, die diese in der 10. Wahlperiode 
erarbeitet hat. Die genannten Ausschüsse haben 
die Teile der Stellungnahme, die für ihr Sachgebiet 
maßgebend waren, ihren Voten als Minderheitsvo- 
tum beigefügt. Die gesamte Stellungnahme der 
Fraktion der SPD ist als Minderheitsmeinung Be- 
standteil des Elften Berichts und der Empfehlung 
der Europa-Kommission — Drucksache 10/5271. 

Gutachtiiche Stellungnahmen wurden in der 
10. Wahlperiode vom Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft am 19. Februar 1986 (Anlage 9) und 
vom Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau am 16. April 1986 (Anlage 10) abgege- 
ben. 

Der Petitions ausschuß hat sich am 6. März 1986 
ebenfalls gutachtlich geäußert. Er hat die Auffas- 
sung vertreten, daß das in den Artikeln 16 und 18 
des Vertragsentwurfs angesprochene Recht des 
Europäischen Parlaments, Petitionen der Bürger 
entgegenzunehmen, zu stärken und mit Nach- 
druck zu unterstützen ist. 

2. Der Elfte Bericht und Empfehlung der Europa- 
Kommission — Drucksache 10/5271 — zu der Un- 
terrichtung durch das Europäische Parlament 
— Drucksache 10/1423 — wurde vom Deutschen 
Bundestag in der 246. Sitzung am 13. November 

1986 und erneut in der 30. Sitzung am 8. Oktober 

1987 mit Drucksache 11/883 Nr. 6 dem Auswärti- 
gen Ausschuß zur federführenden Beratung und 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat am 
16. Oktober 1987 mitgeteilt, daß er auf eine erneute 
Beratung verzichte. Er hat die einvernehmliche 
Kenntnisnahme vom 3. Dezember 1986 bestätigt. 
In der Sache hat er auf seine Stellungnahme vom 
26. Februar 1986 zum Entwurf eines Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Union hingewiesen 
(Anlage 2). 
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3. Die Unterrichtung durch das Europäische Parla- 
ment — Entschließung zur Strategie des Europäi- 
schen Parlaments im Hinblick auf die Gründung 
der Europäischen Union — Drucksache 11/594 — 
hat der Deutsche Bundestag auf seiner 33. Sitzung 
am 15. Oktober 1987 zur federführenden Beratung 
an den Auswärtigen Ausschuß und zur Mitbera- 
tung an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 24. Februar 
1988 die Vorlage einmütig, bei zwei Enthaltungen 
von Mitghedern der Fraktion DIE GRÜNEN, zur 
Kenntnis genommen. 

4. Die Unterrichtung durch das Europäische Parla- 
ment — Entschließung zu den Verfahren für die 
Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Akte 
in den nationalen Parlamenten und zur Verwirkli- 
chung der Europäischen Union — Drucksache 
10/6454 — wurde vom Deutschen Bundestag in der 
253. Sitzung am 4. Dezember 1986 und efneut in 
der 30. Sitzung am 8. Oktober 1987 mit Drucksa- 
che 1 1/883 Nr. 14 an den zuständigen Auswärtigen 
Ausschuß überwiesen. 


II. 

Der Unterausschuß des Auswärtigen Ausschusses für 
Fragen der Europäischen Gemeinschaft (EG) hat die 
Vorlagen, die wegen ihres Sachzusammenhangs ver- 
bunden wurden, auf seiner 8. Sitzung am 24. Februar 
1988 und auf seiner 12. Sitzung am 10. Mai 1988 bera- 
ten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP waren 
einvernehmlich der Auffassung, daß die Europäische 
Union als Ziel der europäischen Einigungsbemühun- 
gen durch eine pohtische Willensäußerung des Bun- 
destages zu unterstützen sei. Sie würdigten den Ver- 
tragsentwurf des Europäischen Parlaments (EP) als 
den entscheidenden Anstoß für den Abschluß der Ein- 
heitlichen Europäischen Akte (EEA). Dieses Vertrags- 
werk wäre ohne die Manifestation des Willens zur 
politischen Einigung im Vertragsentwurf des EP nicht 
oder nicht so bald zustande gekommen. 

Gleichzeitig unterstrichen sie, daß die EEA zwar Fort- 
schritte durch Einzelregelungen auf begrenzten Ge- 
bieten gebracht habe; sie verwirkliche jedoch nicht 
annähernd den Inhalt des Vertragsentwurfes. Insbe- 
sondere stellten sie fest, daß durch die EEA das demo- 
kratisch-parlamentarische Prinzip in der Gemein- 
schaft nicht die notwendige Stärkung erfahren habe. 
Nach ihrer Auffassung ist es unerläßlich, auf dem 
Wege zur Europäischen Union dem Europäischen Par- 
lament volle Legislativgewalt und Kontrollbefugnisse 
einzuräumen, wie es das EP in seiner Entschheßung 
auf Drucksache 10/6454 gefordert habe. 

Die drei Fraktionen betonten, daß dem EP bei der wei- 
teren Entwicklung der Gemeinschaft im Zusammen- 
wirken mit Rat und Kommission eine tragende Rolle 
zukomme. Um dem Prozeß der Einigung neue Dyna- 
mik zu geben, befürworten sie die Forderung des EP 
in der Entschließung auf Drucksache 11/594, dem EP 
durch den Europäischen Rat oder die Regierungen der 
Mitghedstaaten den Auftrag zu erteilen, einen ratifi- 


zierungsfähigen Entwurf für eine Verfassung der Eu- 
ropäischen Union zu erarbeiten. Ausgangspunkte 
sollten der am 14. Februar 1984 verabschiedete Ver- 
tragsentwurf, die Erfahrungen mit der Anwendung 
der EEA und die Hinweise der nationalen Parlamente 
zum Vertragsentwurf sein. 

Die drei Fraktionen waren sich einig in der Beurtei- 
lung, daß man gegenwärtig keine bestimmten Aussa- 
gen über den Weg zur Europäischen Union machen 
könne. Zwar sei mit der Erarbeitung eines ratifizie- 
rungsfähigen Vertragsentwurfes nicht unbedingt die 
Hoffnung auf die Errichtung einer Europäischen 
Union zu verbinden. Auf jeden Fall werde aber ein 
überarbeiteter Entwurf neue Impulse zur funktio- 
nellen Regelung auf weiteren Gebieten geben. Es sei 
zu erwarten, daß er sich ähnlich auswirke wie der Ver- 
tragsentwurf vom 14. Februar 1984, dessen konkretes 
Ergebnis die EEA gewesen sei. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP erkann- 
ten die Forderung des EP an, von den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten detaillierte Stellungnahmen zu den 
im Vertragsentwurf vorgeschlagenen Regelungen zu 
erhalten. Sie waren sich bewußt, daß das EP auf Kritik 
und Anregungen aus den Mitgliedstaaten angewie- 
sen ist, wenn es seinen Auftrag zur Erarbeitung eines 
ratifizierungsfähigen Vertragsentwurfs erfüllen soll. 
Gleichwohl hielten sie es nicht für erforderlich, erneut 
einen Meinungsbildungsprozeß des Bundestages mit 
allen beteiligten Ausschüssen einzuleiten. Dieser 
habe bereits in der 10. Wahlperiode stattgefunden, sei 
jedoch nicht abgeschlossen worden. Die drei Fraktio- 
nen sahen in der im Elften Bericht der Europa-Kom- 
mission enthaltenen Empfehlung eine gründhche und 
umfassende Stellungnahme zu den einzelnen Kapi- 
teln des Vertragsentwurfs, die den Anspruch des EP 
erfülle. Die Empfehlung sei in der 10. Wahlperiode im 
Bundestag nicht abschließend beraten worden. Ihre 
Einbeziehung in die Beschlußempfehlung stelle je- 
doch sicher, daß sie damit dem EP jetzt offiziell zu- 
gehe. 

Die drei Fraktionen hielten es für möglich, daß einige 
wenige, wenn auch nicht offensichtliche Punkte durch 
die EEA obsolet geworden seien. Das ändere aber 
nichts an der Substanz der Stellungnahme der Eu- 
ropa-Kommission. 

Dem Einwand, daß die Empfehlung der Europa-Kom- 
mission nicht einstimmig beschlossen worden sei, 
wurde dadurch Rechnung getragen, daß Empfehlung 
und Bericht volhnhaltlich in die Beschluß empfehlung 
einbezogen werden. Durch Beschluß der Europa- 
Kommission sei die Stellungnahme der Fraktion der 
SPD als Sondervotum zum Bestandteil des Berichts 
gemacht worden. Die Wiedergabe der Minderheits- 
auffassung ergebe ein zutreffendes Bild des Mei- 
nungsstandes. Dieses habe in der 11. Wahlperiode 
keine Änderung erfahren. Das werde durch die Tatsa- 
che bekräftigt, daß die mitberatenden Ausschüsse 
— mit Ausnahme des Rechtsausschusses — ihre Stel- 
lungnahmen aus der 10. Wahlperiode in der 11. Wahl- 
periode bestätigt hätten. Um dem EP einen umfassen- 
den Überblick über die Sachaussagen der mitberaten- 
den Ausschüsse zu vermitteln, kamen die drei Frak- 
tionen überein, deren Stellungnahmen — soweit sie 
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über die Kenntnisnahme hinausgehen — diesem Be- 
richt als Anlagen beizufügen. 

Demgegenüber vertrat die Fraktion DIE GRÜNEN die 
Auffassung, daß die Weiterentwicklung Europas, die 
auch sie unterstütze, sich nicht über eine Verfassung 
vollziehe, sondern über pragmatische Lösungen auf 
einzelnen Gebieten. Der vorliegende Vertragsent- 
wurf, der sich an nationalstaatlichen Modellen des 18. 
und 19. Jahrhunderts orientiere, biete keine Perspek- 
tive, um die EG zu einer ökologischen, partnerschaft- 
lichen, entmilitarisierten, zivilen und basis-demokra- 
tisch verankerten Gemeinschaft der Völker und Re- 
gionen zu entwickeln. Ein Fortschritt sei allein durch 
konkrete Problemlösungen für die Gemeinschaft zu 
erwarten, die ein Zweckverband von Staaten sei. Da- 
bei sei den Demokratiegeboten der Verfassungen der 
Mitgliedstaaten durch die Schaffung einer umfassen- 
den parlamentarischen Kontrolle zu genügen; dem EP 
müßten echte legislative Rechte eingeräumt werden, 
ein einheitliches europäisches Wahlrecht sei zu schaf- 
fen und Elemente aktiver Bürgerbeteiligung wären zu 
entwickeln. Ebenso gehöre die verfassungsmäßige 
Garantie von Grundrechten dazu sowie das Recht auf 
eine gesunde Umwelt. 


Berlin, den 8. Juni 1988 


Vogel (Ennepetal) Brück Dr. Feldmann 

Berichterstatter 


Die Fraktion DIE GRÜNEN legte einen entsprechen- 
den Antrag vor. Der gemeinsame Antrag der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, SPD und FDP wurde gegen die 
Stimme der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN wurde mit 
demselben Stimmenverhältnis ab gelehnt. 


III. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlagen auf seiner 
23. Sitzung am 8. Juni 1988 beraten. Er ist der Auffas- 
sung seines Unterausschusses gefolgt. Die Beschluß- 
empfehlung wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP angenommen, bei einer 
Gegenstimme des Vertreters der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN. 

Von seiten der Fraktion DIE GRÜNEN wurde ange- 
kündigt, daß sie ihren im Unterausschuß eingebrach- 
ten Antrag aufrechterhält und im Plenum wieder ein- 
bringen wird. 


Dr. Lippelt (Hannover) 
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Anlage 1 


Stellungnahme des Finanzausschusses 


Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestages wür- 
digt den Beitrag, den der Vertragsentwurf in der Dis- 
kussion über die Fortentwicklung der Europäischen 
Gemeinschaft geleistet hat und weiterhin leistet. Er ist 
der Ansicht, daß bei den weiteren Arbeiten für eine 
funktionsfähige, allseits akzeptierte Finanz- und 
Währungsverfassung einer künftigen Europäischen 
Union auch die entsprechenden Bestimmungen des 
Vertragsentwurfs Diskussionsgrundlage sein wer- 
den. 

Der Finanzausschuß hat bei seiner Prüfung der Fi- 
nanz- und Währungsordnung des Vertragsentwurfs 
berücksichtigt, daß der Schwerpunkt der konzipierten 
Europäischen Union im Bereich der Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Währungspolitik hegt und die Europäische 
Union damit verfassungsrechtlich nur eine Vorstufe 
eines europäischen Bundesstaates darstellt, in der es 
zwar zentrale Zuständigkeiten im Bereich Währung 
und Finanzen, jedoch noch keine gleichwertigen zen- 
tralen Kompetenzen im Bereich der Außen- und Si- 
cherheitspolitik gibt. Bedenken gegen Einzelbestim- 
mungen — wie z. B. gegen den Finanzausgleich (Ar- 
tikel 73), gegen eine Anleihefinanzierung des Unions- 
haushalts (Artikel 75 Abs. 2), gegen das Zahlungsmit- 
tel ECU (Artikel 52 Abs. 3) und gegen die konkurrie- 
renden Zuständigkeiten der Union auf dem Gebiet 
der Geld- und Kreditpohtik (Artikel 51) — bestehen 
vor allem deshalb, weil diese Bestimmungen erst in 
einem voll entwickelten europäischen Bundesstaat 
sinnvoll erscheinen. 

Der Finanzausschuß anerkennt, daß eine Europäische 
Union feste eigene Einnahmen haben muß. Das im 
Vertragsentwurf vorgesehene Zugriffsrecht der Euro- 
päischen Union auf das Steueraufkommen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union und das Steuer- 
findungsrecht der Europäischen Union stoßen hinge- 
gen auf schwerwiegende Bedenken, da hierdurch die 
finanzielle Selbständigkeit der Mitgliedstaaten 


— und in der Bundesrepublik Deutschland zusätzlich 
der Bundesländer — gefährdet ist. Eine klarere Tren- 
nung bei der Steuergesetzgebungs- und der Steuerer- 
tragshoheit ist erforderhch, um ein ständigen Konflikt- 
stoff bergendes Ineinanderwuchern von nationalem 
Steuerrecht und gemeinschaftlichem Steuerrecht zu 
verhindern. Eine eigene europäische Finanzverwal- 
tung erscheint nicht erforderlich. Eine wirksame Be- 
schränkung des eingeräumten Zugriffsrechts der 
Union auf das Steueraufkommen der Mitgliedstaaten 
kann von der Bindung an die Aufgabenerfüllung der 
Union nicht erwartet werden. Vorzuziehen wäre die 
Zuweisung eigener fester Einnahmen, z. B. bestimm- 
ter Steuerarten oder festgelegter Anteile an bestimm- 
ten Steuerarten, die nur mit Zustimmung aller Unions- 
mitglieder verändert werden könnten. 

Die Reichweite der Bestimmung des Artikels 51, 
durch den die Union die konkurrierende Gesetzge- 
bungszuständigkeit für die europäische Geld- und 
Kreditpolitik erhält, ist nicht zu übersehen. Eine euro- 
päische Bankaufsichtsbehörde erscheint nicht erfor- 
derlich; eine Harmonisierung der Rechtsgrundlagen 
für die Tätigkeit nationaler Behörden erscheint grund- 
sätzhch auch auf diesem Gebiet ausreichend, damit 
das Prinzip der Subsidiarität auch hier verwirklicht 
wird. 

Die monetäre Verfassung der Union (Artikel 33 
Abs. 4, Artikel 51 und Artikel 52) muß im Vertrag 
selbst klarer geregelt sein, damit die nationalen und 
gemeinschaftlichen Kompetenzen klarer voneinander 
abgegrenzt werden. Insbesondere müssen die Aufga- 
ben des Europäischen Währungsfonds, der nach dem 
Vertragsentwurf nur ein Vorläufer für ein europäi- 
sches Zentralbanksystem mit der Befugnis zur autono- 
men Geldmengensteuerung sein soll, im Verhältnis zu 
den nationalen Zentralbanken unzweideutig festge- 
legt sein. 


7 



Drucksache 11/2506 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme des Haushaltsausschusses 


Gemäß der Präambel unseres Grundgesetzes ist es 
eines der Hauptziele der deutschen Politik, ein verein- 
tes Europa anzustreben. Artikel 24 des Grundgeset- 
zes sieht daher vor, daß staatliche Kompetenzen auf 
die Europäischen Gemeinschaften übertragen wer- 
den können. Mit ihrer Initiative zu den großen euro- 
päischen Gemeinschaftsverträgen und ihrer prakti- 
schen Durchführung hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land einen entscheidenden Beitrag zur Einigung der 
freien Völker Europas geleistet. Eine Verstärkung die- 
ser Einigungsbemühungen ist notwendig, wenn die 
europäische Wertegemeinschaft erhalten bleiben und 
Europa bei der Überwindung des Ost-West-Konflikts 
unter Einschluß der Deutschen Teilung eine entschei- 
dende Rolle spielen soll. Der Haushaltsausschuß un- 
terstützt daher den Bundeskanzler in seinen Bemü- 
hungen, bei der Aussöhnung der Völker Europas und 
der europäischen Integration größtmögliche und irre- 
versible Fortschritte zu erzielen. 

Der Haushaltsausschuß begrüßt den vom Europäi- 
schen Parlament vorgelegten Entwurf eines Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Union in seiner lang- 
fristigen Zielsetzung und sieht ihn als wichtigen Bei- 
trag an, den Einigungsprozeß zu beleben und die 
Stagnation in Europa zu überwinden. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob die nächsten 
wichtigen Schritte auf dem Weg zur Europäischen 
Union nicht bereits auf der Grundlage der schon be- 
stehenden Vertragswerke zu den Europäischen Ge- 
meinschaften erfolgen sollten. Der Vertragsentwurf 
rückt das verfassungspohtische Endziel in den Vor- 
dergrund, überspringt aber die Wegstrecke die dort- 
hin führt. Die Verwirkhchung der Europäischen 
Union setzt voraus, daß es gelingt, die Politiken der 
Mitgliedsstaaten auf allen Gebieten weiter zu harmo- 
nisieren. 

Der Entwurf des Vertrages verzichtet auf die Konzep- 
tion eines europäischen Bundesstaates mit den ent- 
sprechenden umfassenden Zuständigkeiten, vor al- 
lem im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik. 
Deshalb müssen die Bestimmungen des Vertragsent- 
wurfs insbesondere daraufhin geprüft werden, ob sie 
bereits in einer Europäischen Union als Vorstufe eines 


Bundesstaates sinnvoll sind oder erst in einem vollent- 
wickelten europäischen Bundesstaat praktiziert wer- 
den können. Der Katalog der Aufgaben und Zustän- 
digkeiten der Union bedarf daher besonderer Auf- 
merksamkeit und eingehender Überprüfung. 

Dies gilt besonders für die Bestimmungen über die 
Finanzen der Union in Verbindung mit den gegen- 
über dem derzeitigen Rechtszustand geänderten Vor- 
schriften über die Entscheidungsfindung in den Orga- 
nen der Union. Steuer-, geld- und währungspolitische 
Maßnahmen, Haushalts- und Anleihepolitik müssen 
immer im Gesamtzusammenhang der Wirtschafts- 
und Währungspolitik gesehen und getroffen werden. 
Deshalb kann die Übertragung umfassender eigener 
Zuständigkeiten auf diesen Gebieten an die Union 
solange nicht erfolgen, wie nicht die zentrale Willens- 
bildung im Bereich der Wirtschafts- und Finanzpohtik 
bei den Unionsorganen hegt. Daher stoßen die Vor- 
schläge des Europäischen Parlaments über die Anlei- 
hefinanzierung des Unionshaushalts und über den Fi- 
nanzausgleich auf schwerwiegende Bedenken; insbe- 
sondere erscheint ein Finanzausgleich erst in einem 
voll entwickelten Bundesstaat denkbar. Zudem tra- 
gen die Bestimmungen über das offene Zugriffsrecht 
der Union auf das Mehrwertsteueraufkommen der 
Mitgliedsstaaten und die Vorschriften über ein eige- 
nes Steuerfindungsrecht der Union nicht genügend 
der finanziellen Selbständigkeit der Mitghedstaaten 
und im Falle der Bundesrepublik Deutschland ihrer 
föderativen Finanzverfassung Rechnung. Eher würde 
die Zuweisung von festen eigenen Einnahmen an die 
Union aufgrund von Steuerarten, die nach dem Ver- 
trag ausschließhch der Union zustehen und nur mit 
Zustimmung aller Mitgliedstaaten geändert werden 
können, zu einem angemessenen Interessenausgleich 
zwischen Union und Mitghedstaaten führen und da- 
bei gleichzeitig auch der Union eine eigenverantwort- 
hche Haushaltsführung ermöghchen. Das setzt jedoch 
eine klare Aufteilung der zu finanzierenden Aufgaben 
zwischen der Union und ihren Mitgliedsstaaten vor- 
aus, Erhebhchen Bedenken begegnet schheßhch auch 
die Möghchkeit der Errichtung einer unionseigenen 
Steuerverwaltung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft 


Der Ausschuß für Wirtschaft schlägt mit der Mehrheit 
der Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN fol- 
gende Stellungnahme vor: 


1 . 

Der EP-Entwurf enthält wichtige Elemente für die 
Verfassung einer künftigen Europäischen Union. Die 
Vorstellungen des EP-Entwurfs werden für die not- 
wendigen weiteren Schritte zur Europäischen Union 
von Bedeutung sein. In den nächsten Jahren bildet 
jedoch die Einheitiiche Europäische Akte die Basis für 
die Weiterentwicklung der Europäischen Integration, 
sie muß zunächst zügig ratifiziert und voll ausge- 
schöpft werden. 


II. 

Im wirtschaftspohtischen Bereich ist das Endziel einer 
Wirtschafts- und Währungsunion im Rahmen einer 
Gesamtintegration, das dem EP-Entwurf zugrunde 
hegt, zu begrüßen. Die Konkretisierung dieses End- 
ziels durch den EP-Entwurf ist allerdings in wesenth- 
chen Punkten problematisch. Zum Teil fehlen derzeit 
die Voraussetzungen für eine umfassende Kompe- 
tenzverlagerung. 

1. Die Stärkung des EP im allgemeinen Gesetzge- 
bungsverfahren ist zu begrüßen. Im Hinblick auf 
die angemessene Berücksichtigung der wirt- 
schaftspohtischen LeitvorsteUungen der Mitghed- 
staaten wäre aber eine ausgewogenere Machtver- 
teilung zwischen Rat und Parlament wünschens- 
wert, die dem Rat im KonfhktfaU nicht nur ein 
Einspruchsrecht mit quahfizierter Mehrheit be- 
läßt. 

2. Positiv hervorzuheben ist die Aufnahme der wirt- 
schaftspohtischen Ziele: Streben nach Vollbeschäf- 
tigung, stabile Währung, außenwirtschafthches 
Gleichgewicht und stetiges Wirtschaftswachstum 
in den Entwurf (Artikel 9). Der Unionsvertrag ent- 
hält jedoch keine Absicherung der Markt- und 
Wettbewerbswirtschaft; insbesondere fehlt ein 
Grundrechtskatalog, der die wirtschafthchen und 
persönlichen Freiheitsrechte garantiert. 

3. Das entscheidende Bekenntnis zum Binnenmarkt 
(in Artikel 47) verdient uneingeschränkte Zustim- 
mung. Die Einheitiiche Europäische Akte hat be- 
reits die notwendigen Vorschriften für den Binnen- 
markt geschaffen. 

4. Im Bereich der Wettbewerbspolitik (Artikel 48) 
müßten zumindest Grundelemente eines markt- 


wirtschaftlichen wettbewerbspohtischen Leitbildes 
in die Verfassung einer europäischen Union aufge- 
nommen werden. 

5. Angesichts der gegenwärtigen großen Unter- 
schiede der wirtschaftlichen Entwicklungen und 
Vorstellungen in den Mitgliedstaaten erscheint der 
Zeitpunkt für eine verbindhche Konjunkturpohtik 
der Union (Artikel 50) noch nicht gekommen. Auf- 
grund der Festlegung der Grundlagen im allgemei- 
nen Gesetzgebungsverfahren und der verbindh- 
chen Vorgabe der Ziele und Leitiinien durch die 
Kommission hätte der einzelne Mitghedstaat kei- 
nen entscheidenden Einfluß auf die von der Union 
verfolgte Konjunkturpohtik mehr, müßte aber die 
erhebhchen Folgen für Preisstabilität, Leistungsbi- 
lanz und nationalen Haushalt tragen. 

6. Eine konkurrierende Kompetenz für die Wäh- 
rungs-, Geld- und Kreditpohtik (Artikel 51 und 52) 
bedeutete eine umfassende Kompetenzverschie- 
bung mit weitreichenden Konsequenzen u. a. für 
die Stellung der Bundesbank. Sie setzte eine abge- 
sicherte Konvergenz der Wirtschaftspohtik und der 
wirtschafthchen Entwicklung und die Bereitschaft 
und Fähigkeit aller zu einer stabihtätsgerechten 
Wirtschafts-, Finanz- und Währungspohtik voraus. 
Die wirtschaftspolitische Integration ist in Europa 
nicht so weit fortgeschritten. Bis auf weiteres ist in 
der monetären Zusammenarbeit Flexibihtät gebo- 
ten, die besser im bisherigen Rahmen und unter 
Beachtung der gesetzhchen Zuständigkeiten in 
den einzelnen Ländern möghch ist. In jedem Fähe 
müßte die vollständige Autonomie der zentralen 
europäischen Währungsinstitution wirkhch ver- 
bindhch in der Verfassung festgelegt werden. Au- 
ßerdem wäre eine eindeutige Ausgestaltung der 
Währungsunion schon im Unionsvertrag erforder- 
hch. 

7. Gegen die Vorschriften über sektorale Pohtiken 
(Artikel 53) bestehen ordnungspohtische Beden- 
ken (sektoraler Interventionismus). 

Mit der Mehrheit der Stimmen der Mitgheder der 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktion der 
SPD wurde folgender Antrag abgelehnt: 

Der Ausschuß für Wirtschaft fordert den federführen- 
den Auswärtigen Ausschuß auf, dem Deutschen Bun- 
destag zu empfehlen, das Europäische Parlament auf- 
zufordern, bei der beabsichtigten Überarbeitung des 
Vertragsentwurfs zur Gründung der Europäischen 
Union die folgenden Änderungsvorschläge zu be- 
rücksichtigen: 
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In Artikel 48 ist eine Beschreibung der Prinzipien 
für eine europäische Wettbewerbspohtik vorzu- 
nehmen. 

In Artikel 49 Abs. 1 ist eine Bestandsgarantie für 
die Mitbestimmung dort, wo es sie gibt, aufzuneh- 
men. 

In Artikel 49 Abs. 2 ist eine Abgabenverfassimg 
vorzusehen, die auch den verfassungsrechüichen 
Bestimmungen des föderalen Systems der Bundes- 
repubhk Deutschland gerecht wird. 


— In Artikel 5 1 ist für die Übertragung der Zuständig- 
keit für die europäische Geld- und Kreditpolitik 
eine Übergangsfrist vorzusehen. 

— In Artikel 52 sind die Absätze 3 und 4 zu strei- 
chen. 


— In Artikel 53 soll die Aussage auf den ersten Satz 
begrenzt werden. 
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Drucksache 11/2506 


Anlage 4 


Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr 


Zu dem vom Europäischen Parlament initiierten Ent- 
warf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Union wird insbesondere zu dem Artikel 47 sowie Ar- 
tikel 53 festgestellt: 

Den sogenannten Brüsseler Beschlüssen des EG-Ver- 
kehrsministerrats vom 14. November 1985, nicht vor 
1992 einen europäischen Verkehrsmarkt herzustel- 
len, ist Rechnung zu tragen. 

Erst nach Beseitigung der nationalen Wettbewerbs- 
verzerrungen im sozialen, technischen und steuerh- 
chen Bereich sollte die europäische Verkehrsmarkt- 
ordnung verwirklicht werden. 

Deutliche Beachtung sollte hierbei finden, daß auch 
die übrigen Staaten der Forderung des EuGH-Urteils 
und des Ministerratsbeschlusses vom 14. November 
1985 in gleicher Weise nachkommen. Weiterhin ist zu 
fordern, daß der besonderen Rolle der Bundesrepu- 


blik Deutschland als Kern- und Transitland in der EG 
Rechnung getragen wird. Ferner sollte einem Ausein- 
anderklaffen der Verkehrsmarktordnungen zwischen 
den EG-Ländern und Drittländern mit wichtiger ver- 
kehrhcher Funktion entgegengewirkt werden. 

Weiterhin sollte hierbei sichergesteUt werden, daß die 
zu schaffende europäische Verkehrsmarktordnung: 

— einen dauerhaft funktionsfähigen Wettbewerb 
auch auf dem jeweils nationalen Verkehrsmarkt 
sichert, 

— einen gesamtwirtschaftlich sinnvollen Einsatz der 
Verkehrsträger ermöghcht, 

— allgemeine Interessen, insbesondere in den Berei- 
chen Verkehrssicherheit, Energie- und Umwelt- 
schutz berücksichtigt. 


Anlage 5 


Stellungnahme des Ausschusses für das Post- und Fernmeldewesen 


Der Ausschuß für das Post- imd Fernmeldewesen be- 
grüßt grundsätzlich die Initiative des Europäischen 
Parlaments zur Schaffung einer Europäischen Union, 
da sie einen wichtigen Impuls für die Fortentwicklung 
der Europäischen Gemeinschaft bedeutet. 

Der Ausschuß ist allerdings der Auffassung, daß in 
jedem Einzelfall sorgfältig abzuwägen ist, ob ein 
Sachbereich der Kompetenz der Union unterstellt 
werden soll oder nicht. Abzulehnen ist ein „Eurozen- 
tralismus" ohne effizienten Beitrag zur Einigung Eu- 
ropas und zum Ausbau eines gemeinsamen 
Marktes. 

Für das Post- und Fernmeldewesen sieht der Aus- 
schuß keinen Anlaß, die gute Zusammenarbeit der 
nationalen Verwaltungen untereinander und in den 
verschiedenen internationalen Gremien zu verän- 
dern. 

Der Verbund des Post- und Fernmeldewesens in der 
Bundesrepublik Deutschland ist auch künftig unver- 


zichtbar. Das sollte auch bei Einzelmaßnahmen oder 
Einzelentscheidungen in diesem Bereich berücksich- 
tigt werden. 

Die Arbeit der nationalen Verwaltungen sollte durch 
die Union unterstützt werden, um 

— die Entwicklungsmöglichkeiten der Informations- 
und Kommunikationstechnik zu fördern, 

— einen gemeinsamen, nach innen und außen offe- 
nen Markt für Produkte aufzubauen und 

— für zumindest EG -weite Kompatibilität von Dien- 
sten auf der Basis internationaler Standards zu sor- 
gen. 

Insoweit sind Aktivitäten auf der Ebene und im Rah- 
men einer Europäischen Union denkbar und sinn- 
voll. 
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Anlage 6 


Stellungnahme des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Der Ausschuß stimmt grundsätzlich der mit Arti- 
kel 64 Abs. 3 des Vertragsentwurfs verfolgten Ziel- 
setzung zu. 

2. Der Ausschuß hält es aber für notwendig, daß in 
diesem Zusammenhang folgende Punkte genauer 
erklärt und festgelegt werden: 

a) die völkerrechtliche Bedeutung des Begriffs der 
„gemeinsamen Aktion", 


b) Inhalt und Umfang der Rahmenkompetenz der 
Union, 


c) Inhalt und Umfang der Befugnisse des Parla- 
ments in bezug auf die Entwicklungszusam- 
menarbeit nach Artikel 65 des Vertragsent- 
wurfs. 


Anlage 7 


Stellungnahme des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat sich 
bei der Mitberatung des Entwurfs eines Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Union auf die deutsch- 
landpolitischen Aspekte konzentriert. Er berücksich- 
tigte dabei auch die Stellungnahme des Bundesrates 
vom 31. Januar 1986 und die Öffentliche Anhörung 
des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 2. Oktober 1985. 

Er unterstreicht die Besitzstandsklausel in Artikel 7, 
die alle im geltenden Gemeinschaftsrecht enthaltenen 
deutschlandpolitischen Elemente zu rechtlichen Be- 
standteilen der Europäischen Union werden läßt. 

Der Ausschuß empfiehlt der Bundesregierung, bei der 
Ratifizierung im Rahmen des Artikels 86 Abs. 2 eine 
entsprechende Erklärung abzugeben. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Entschließung 
vom 9. Februar 1984 (Drucksache 10/914) bekräftigt, 
daß Deutschlandpolitik zugleich europäische Frie- 
denspolitik ist. Er ist sich bewußt, daß sich die Chance 
der Wiedervereinigung nur im Rahmen einer europäi- 
schen Friedensordnung eröffnet, in der die Grenzen 
zwischen den Völkern an Bedeutung verlieren. 

Von den Mitgliedern der Europäischen Union wird 
erwartet, daß sie unser Bestreben unterstützen, auf 
einen Zustand in Europa hinzuwirken, in dem das 
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Ein- 
heit wiedererlangt. Das gilt ebenso für die Unterstüt- 


zung der Bemühungen der Bundesrepubhk Deutsch- 
land, in den Beziehungen zur DDR die Folgen der Tei- 
lung für die Menschen in Deutschland erträghcher zu 
machen und die Einheit der Nation zu wahren. 

Es wird davon ausgegangen, daß die in der Schluß- 
akte zu den Römischen Verträgen enthaltene gemein- 
same Erklärung betreffend Berlin, die Erklärungen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über 
die Bestimmung des Begriffs „Deutscher Staatsange- 
höriger" und über die Geltung der Verträge für Berlin 
sowie das Protokoll über den innerdeutschen Handel 
und damit zusammenhängende Fragen aufrechter- 
halten und, falls notwendig, erneuert werden. 

Das von der Teilung Deutschlands und Europas be- 
sonders betroffene Zonenrandgebiet darf kein Grenz- 
gebiet mit schwindender Wirtschaftskraft und abneh- 
mender Bevölkerungsdichte werden. Dieser Raum 
muß nach einer Überwindung der Teilung seine frü- 
here Funktion in der Mitte Deutschlands und Europas 
wieder voll übernehmen. Daher hat der Bundestag 
stets einmütig das Zonenrandgebiet gefördert. Die im 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 25. Mai 1957 (Artikel 82 und 
Artikel 92 Abs. 2 Buchstabe c) gewährleistete natio- 
nale Zonenrandförderung muß weiterhin möglich sein 
und von der Europäischen Union (insbesondere nach 
Artikel 58 des Vertragsentwurfs) unterstützt werden. 
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Anlage 8 


Stellungnahme des Rechtsausschusses 


Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei Enthal- 
tung des Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN dem 
Auswärtigen Ausschuß folgende Stellungnahme: 

Der Entwurf eines Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Union enthält wichtige Elemente für die 
Verfassung der möglichen und notwendigen Europäi- 
schen Union. Die Diskussion darüber kann durch den 
Entwurf weiter gefördert werden. 


Anlage 9 


Gutachtliche Stellungnahme des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft des Deut- 
schen Bundestages begrüßt die Entschließung des Eu- 
ropäischen Parlaments vom 14. Februar 1984 zum 
Entwurf eines Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Union sowie die Beschlüsse der Staats- und 
Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft 
vom 28. /29. Juni 1985, mit denen diese den Vorschlä- 
gen des von ihnen eingesetzten Ad-hoc-Ausschusses 
für ein „Europa der Bürger" zugestimmt und die Kom- 
mission und die Mitgliedstaaten beauftragt haben, je- 
weils für ihren Zuständigkeitsbereich die für die 
Durchführung erforderlichen Maßnahmen zu tref- 
fen. 

Der Ausschuß betont, daß eine verstärkte Zusammen- 
arbeit in der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Bil- 
dungs- und Kulturpolitik eine wichtige Vorausset- 
zung für die Verwirklichung eines „Europa der Bür- 
ger" ist. Er fordert die Bundesregierung auf, zur Errei- 
chung dieses Zieles bei der Durchführung der von den 
Staats- und Regierungschefs der Europäischen Ge- 


meinschaft am 28. und 29. Juni 1985 gebilligten Vor- 
schläge aktiv mitzuwirken. Dabei muß die kulturelle 
Vielfalt Europas gewahrt bleiben und die kulturelle 
Identität europäischer Länder und Regionen gesichert 
und gefördert werden. 

Die Europäische Union muß eine föderative Struktur 
erhalten. Die Anerkennung von Diplomen, Bildungs- 
und Ausbildungsabschlüssen im Bereich der Europäi- 
schen Union ist zu verbessern. Dabei muß vom Grund- 
satz des gegenseitigen Vertrauens in die Qualität der 
Ausbildung ausgegangen werden. Bei der Festlegung 
gemeinsamer oder vergleichbarer Ausbildungsziele 
darf nicht in die organisatorische Zuständigkeit und 
die inhaltliche Gestaltung von Bildungs- und Ausbil- 
dungsgängen eingegriffen werden. 

Der Ausschuß geht dabei davon aus, daß die Bundes- 
regierung wie bisher in enger Abstimmung mit den 
Bundesländern die deutsche Haltung entwickeln und 
vertreten wird. 
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Anlage 10 


Gutachtliche Stellungnahme des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner Sitzung vom 16. April 1986 
den Vertragsentwurf zur Gründimg der Europäischen 
Union behandelt und folgende gutachtliche Stellimg- 
nahme beschlossen: 

1. Für die Koordinierungsfunktion der Raumordnung 
wird auch auf EG -Ebene, insbesondere im Hinblick 
auf die für notwendig erachtete weitere Integration 
der Gemeinschaft, ein wachsender Bedarf gese- 
hen. Aufgaben und Ziele einer europäischen 


Raumordnungspolitik sind deshalb in einem ge- 
sonderten Artikel zu behandeln. 

2. Die Darstellimg der Raumordnungspolitik in Arti- 
kel 58 (Regionalpolitik) entspricht nicht dem deut- 
schen Verständnis von der Aufgabe und Funktion 
dieses Politikbereiches. Raumordnungspolitik ist 
kein Unterfall der Regionalpolitik. Die Aussagen 
über Raumordnungspolitik sollten deshalb in die- 
sem Artikel entfallen. 
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